



















































auch  den  Betrieb  zu  verantworten.  Dazu  gehört  auch  die  Freihaltung  und  Sicherung  der  Stellplätze  für 
elektrisch  betriebene  Fahrzeuge.  Bei  der  Ausweisung  der  Ladeplätze  gibt  es  in  Deutschland  bereits  eine 
Vielzahl von Varianten und Eigenkreationen. Welche Möglichkeiten es für die Beschilderung und Markierung 
der Stellplätze gibt, wird  in diesem Bericht anhand von ausgewählten Praxisbeispielen aufgezeigt. Definierte 




Tatsache, dass Elektromobilität die umweltschonende Alternative  zum konventionellen Pkw darstellt,  ist  für 
eine  uneingeschränkte Nutzung  ein  gut  ausgebautes Netz  an  Lademöglichkeiten  nötig. Die  Reichweite  der 
E‐Pkw  entspricht  derzeit  noch  nicht  der  eines  Pkw mit Verbrennungsmotor, weshalb  Lademöglichkeiten  in 
regelmäßigen  räumlichen Abständen  von Nöten  sind. Damit  diese  Ladepunkte  von  Elektrofahrzeugen  auch 
genutzt  werden  können,  besteht  die  Notwendigkeit,  diese  Lade‐Stellplätze  für  diese  Nutzergruppen 























und  Stellplätze  für  E‐Pkw  vorhanden  sind,  diese  häufig widerrechtlich 
genutzt  werden.  Wie  unklar  der  Umgang  mit  solchen  Fällen  ist, 
verdeutlicht das Urteil eines Gerichtes in Berlin. Das Amtsgericht Berlin‐
Charlottenburg entschied, dass E‐Pkw auf ausgewiesenen E‐Stellplätzen 
nur dort parken dürfen, wenn  sie  tatsächlich  laden. Voraussetzung  ist, 
dass der  Stellplatz entsprechend  klar beschildert  ist  („Elektrofahrzeuge 
während des Ladevorgangs  frei“).3 Das Urteil zeigt, dass bislang wenige 
Aspekte  zum  Thema  E‐Parken  klar  geregelt  sind  und  noch 
Klärungsbedarf  besteht.  Eine  Privilegierung  von  Elektrofahrzeugen  für 
das Parken an Ladeinfrastruktur scheint jedoch der zentrale Punkt in der 
Umsetzung zu sein.  
Das  Problem  der  wiederrechtlich  belegten  Parkstände  an  Ladesäulen 
scheint  jedoch auch der missverständlichen Beschilderung/ Markierung 
geschuldet  zu  sein.  Die  Beschilderung  ist  häufig  nicht  eindeutig.  Es 
werden  eine  Vielzahl  von  Verkehrsschildern  an  einem  Stellplatz 
angebracht  und  gleichzeitig  wird  die  Beschilderung  häufig  nicht 
einheitlich  geregelt  (Abbildung  14).  Teilweise  werden  spezielle 
Bodenmarkierungen  eingesetzt  um  Ladesäulen  zu  kennzeichnen. Diese 





dass  das  Parken  für  alle  außer  den  aktiv  ladenden  Elektrofahrzeugen  verboten  ist,  dass  Verbotsschilder 
angebracht werden und  somit eine größere Abschreckungswirkung vorhanden  ist, dass  intensive Kontrollen 
durch Ordnungsdienste  erfolgen  sowie  auch  in  letzter  Instanz  abgeschleppt wird. Daneben wird  auch  eine 
bessere Kenntlichmachung mithilfe von Bodenmarkierungen gefordert, ebenso wie die  Idee einer baulichen 
Abtrennung  von  den  übrigen  Parkständen  mittels  Bordsteinen  oder  ähnlichem.  Hingegen  sehen  die 




















Abschnitt nun die  rechtlichen Möglichkeiten  zur Ausweisung  von  Ladeplätzen  aufgezeigt. Beginnend damit, 
was  die  jeweiligen  Gesetze,  Verordnungen  und  Richtlinien  zum  Thema  Beschilderung  von  E‐Ladeplätzen 
vorgeben und anschließend, welche Möglichkeiten es im Bereich der Bodenmarkierungen gibt. 
2.1 Elektromobilitätsgesetz  
Durch  den  Beschluss  des  Bundestags  wurde  mit  dem  Elektromobilitätsgesetz  (EmoG)6  eine  Grundlage 
geschaffen,  elektrisch  betriebene  Fahrzeuge  zu  privilegieren.  Diese  Einführung  einer  konkreten 
Bevorrechtigung  für E‐Pkw kann nach §3 Elektromobilitätsgesetz  (4 u. 5) auch beim Parken  im öffentlichen 
Raum  erfolgen.  Das  Gesetz  enthält  daneben  einen  Entwurf  zur  Änderung  der  Verwaltungsvorschriften  zur 
StVO. Denn für die Festlegung der notwendigen Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen bedarf es einer 
Rechtsverordnung  nach  §6  Absatz  1  des  Straßenverkehrsgesetzes,  welche  die  notwendigen 
straßenverkehrsrechtlichen  Anordnungen  regelt.  Somit  berechtigt  das  EmoG  das  Bundesministerium  für 
Verkehr und digitale  Infrastruktur  (BMVI) dazu, mit Verordnungen die StVO zu ändern und so beispielsweise 
neue  Schilder  einzuführen  (§  3  Abs.5  Nr.3  EmoG).  Dies  ist  mit  der  50.  Verordnung  zur  Änderung 








































Gemäß  der  Verwaltungsvorschrift  zum  EmoG  wird  eine  Positivbeschilderung  mit  dem  Zusatzzeichen 
„Elektrofahrzeuge frei“  nur empfohlen, wenn bereits Parkraumbewirtschaftungsmaßnahmen mit Zeichen 314, 
315  angeordnet  sind. Die Verwaltungsvorschrift  sieht  vor,  Parkbevorrechtigungen  für  elektrisch  betriebene 
Fahrzeuge    vorrangig mit  Zeichen  286  (eingeschränktes  Halteverbot)  anzuordnen  (VwV  zu  §  46  Absatz  1a 
EmoG). Nachteil dieser Ausweisung ist, dass das Halten anderer Fahrzeuge für bis zu drei Minuten oder für den 
Fall  des Aussteigens  oder  Beladens  und  Entladens  erlaubt  ist.  Besonders  Be‐  und  Entladevorgänge  können 
dabei  oft  länger  dauern  und  somit  die  Ladesäule  in  dieser  Zeit  blockieren.  „Die  Anweisung  der 




























im  Europäischen  Zusatzübereinkommen  vom  1.  Mai  1971  sowie  im  Protokoll  vom  1.  März  1973  über 
Straßenmarkierungen,  festgelegt.  Veröffentlicht wurde  das  Gesetz  im Oktober  1977  und  ist  seither  gültig. 





Stellplätze  für  Elektrofahrzeuge  an  geförderter  Ladeinfrastruktur  sind  gemäß  der  „Förderrichtlinie 
Ladeinfrastruktur  für  Elektrofahrzeuge  in  Deutschland  des  Bundesministeriums  für  Verkehr  und  digitale 
Infrastruktur  vom  15.02.2017“  zu  kennzeichnen.  Geförderte  LIS  im  öffentlichen  Straßenraum  ist  demnach 




Die „Richtlinie  für die Markierung von Straßen“  (RMS)  regelt, wie Markierungen konkret umgesetzt werden 
müssen.  So  hat  beispielsweise  der  Schmalstrich  0,12m  breit  zu  sein, welcher  bei  Parkflächenmarkierungen 
Anwendung  findet. Parkflächenmarkierungen begrenzen Flächen  teilweise oder ganz. Daneben gibt es auch 




















innerhalb  der  kommunalen  Praxis  eine  positive  Beschilderung  generell  weniger  Falschparksituationen 
entstehen lässt. Die Studie kam u.a. aus diesem Grund zu dem Schluss, dass eine positive Beschilderung stets 
einer  negativen  Beschilderung  vorzuziehen  ist.  Daneben  wurden  Bodenmarkierungen  als  sinnvolle  und 
wirksame Ergänzung  zur Beschilderung empfohlen.16 Weitere Erkenntnisse  in diesem Zusammenhang ergab 
das  Ergebnispapier  „Bedarfsorientierte  Ladeinfrastruktur  aus Kundensicht“. Dies  verdeutlichte, wie  relevant 
einheitliche  Hinweisschilder  aus  Sicht  der  Kunden  ist  und  inwiefern  das  die  Orientierung  an  Ladesäulen 
vereinfacht.  Hierzu  zählt  auch  die  Wiedererkennbarkeit  von  Ladepunkten  durch  eine  vereinheitlichte 
Ausweisung.17  
Die Praxis hat gezeigt, dass die unterschiedlichen Beschilderungsformen (positive Beschilderung und negative 
Beschilderung)  Vor‐  und  Nachteile mit  sich  bringen.  Die  Vorteile  der  Negativbeschilderung  sind,  dass  sich 
Einschränkungen  auf  bestimmte  Fahrzeugarten  (hier:  E‐Auto)  sowie  einer  zeitlichen  Einschränkung mithilfe 
von Zusatzzeichen gut umsetzen  lassen. Sowohl das Schild „Haltverbot“, als auch das Schild „Eingeschränktes 
Haltverbot“,  finden  häufig  Anwendung  im  Straßenraum,  da  sie  in  der  StVO  stehen  und  somit  bereits  den 
Verkehrsteilnehmern  bekannt  sind.  Eine  mit  „Haltverbot“  beschilderte  Fläche  weist  eine  höhere 
Befolgungsrate  auf,  es  wird  auch  von  einer  abschreckenden  Wirkung  gesprochen.  Anders  sieht  es  beim 
Verkehrsschild  „Eingeschränktes  Haltverbot“  aus,  diese  Beschilderung  wird  häufig  missachtet.  Gleichzeitig 
nimmt die oben genannte abschreckende Wirkung ab, wenn das Zeichen 283 („Haltverbot“) zu oft angebracht 
wird.  Ebenso  kann  bei  der  Positivbeschilderung  mit  dem  Zeichen  314  und  315  „Parken“/  „Parken  auf 





















Positivbeschilderung  Anwendung  findet,  wie  die  Beispiele  aus  Hamburg19  (links),  Leipzig20  (mitte)  und 
Frankfurt21 (rechts) zeigen.  
       
Dabei  kommen  fast  immer,  ergänzend  zur  Beschränkung  auf  Elektrofahrzeuge,  weitere  Zusatzschilder  zur 
zeitlichen Beschränkung zum Einsatz.  
Auch die Verwendung von Sinnbildern  innerhalb des Parkstandes, verdeutlicht die Funktion des Stellplatzes. 
Und  obwohl  eine  Parkflächenmarkierung  mit  eigenem  Zeichen  die  Besonderheit  des  Parkstandes  an  sich 
hervorhebt, besteht auch hier die Möglichkeit, dass es zu Verwirrungen kommen kann. Der Rückschluss auf 
Elektromobilität  durch    ein  „E“  auf  dem  Boden  eines  Stellplatzes  ist  nicht  zwangsläufig  für  jeden 
Verkehrsteilnehmer  ersichtlich.  Ähnlich  dem  eigenen  Zeichen  nutzen  einige  Städte  eine  eigene 
Markierungsfarbe  für die Ausweisung. Dies  ist nicht vorgesehen  in der StVO oder der RMS. Bei geförderter 
Ladeinfrastruktur ist diese entsprechend den Vorgaben der Förderrichtlinie zu markieren.  
Eine  Untersuchung  im  Bereich  der  KEP‐Dienstleister  hat  gezeigt,  dass  eine  eindeutige,  aber  auffällige 
Kennzeichnung der Ladeflächen  in Kombination mit einer unmissverständlichen Beschilderung, die Akzeptanz 
dieser Flächen bei den anderen Verkehrsteilnehmern erhöht. Gleichzeitig hat die Praxis aber auch gezeigt, dass 
















Um  unnötiges  Suchen  und  Herumfahren  zu  vermeiden,  sollte  für  die  Beschilderung  ein  einheitliches 
kommunales  Konzept  für  alle  Ladepunkte  verfolgt  werden.  Ein  einheitliches  Konzept  stärkt  den 




Es  sollte  stets  auf  die  rechtliche  Grundlage  geachtet  werden,  auch  um  die  Ahndung  von  Fahrverhalten 
rechtlich  zu  ermöglichen  Eine  rechtlich  begründete  Beschilderung  wäre  sowohl  im  Falle  einer 
Positivbeschilderung mit dem Zeichen 314, als auch  im Falle einer Negativbeschilderung mit den Zeichen 283 
und 286 gewährleistet.  






 Die  Parkdauer  ist  während  der  angegebenen  Bewirtschaftungszeit  (hier:  9‐20h) 
grundsätzlich  auf  zwei  Stunden  (mit  Parkscheibe)  begrenzt.  Somit  kann  es  einer 
Vielzahl an Fahrzeugen ermöglicht werden, die Ladesäule zu nutzen. 
 Außerhalb  der  Bewirtschaftungszeit  ist  das  Parken  für  gekennzeichnete 
Elektrofahrzeuge zeitlich unbegrenzt erlaubt. 
 Fahrzeuge  mit  Verbrennungsmotor  dürfen  zu  keiner  Zeit  die  ausgewiesenen 
Stellplätze nutzen. 
 
Unabhängig  davon,  welche  Art  der  Ausweisung  am  Ende  erfolgt,  sollte  für  Parkflächen  stets  angestrebt 

























Eine  Ausnahme,  in  welcher  es  wenig  sinnvoll  wäre,  ist  das  Anbringen  auf  Pflastersteinen,  da  der 
Unterhaltungsaufwand verhältnismäßig hoch  ist. Eine Markierung  sollte ebenfalls nicht angebracht werden, 
wenn es aus Gestaltungsgründen unerwünscht ist. 25 
 
 
 
 
 
 
 
                                                            
24 Leipziger Volkszeitung (o.J.): Strom tanken an der Laterne. Online unter http://www.lvz.de/Leipzig/Fotostrecken‐Leipzig/Strom‐
tanken‐an‐der‐Laterne#p13 zuletzt geprüft am 21.07.2017 
25 Brückner, B. u. Mausa, I. (2008): Städtischer Liefer‐ und Ladeverkehr ‐ Eine Analyse der kommunalen Praktiken zur Entwicklung eines 
Instrumentariums für die StVO. Straßenverkehrstechnik 06/2008 
Empfehlungen für die Ausweisung von öffentlicher Ladeinfrastruktur
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4 Anhang 
Tabelle 1: Analyse der Beschilderungsart in deutschen Städten mit einer Einwohnerzahl ≥ 500.000 (Überprüfung auf Grundlage von 
Chargemap.com Bildern) 
 
Stadt 
Art der Beschilderung 
Positiv  Negativ 
Berlin    X 
Bremen    X 
Dortmund  X   
Dresden  X   
Düsseldorf    X 
Essen  X   
Frankfurt am Main  X   
Hamburg  X   
Hannover  X   
Köln    X 
Leipzig  X   
München    X 
Nürnberg  X   
Stuttgart  X   
 
